
 

 

Zur finanziellen Eingliederung 
von Personengesellschaften 
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat die vor fünfeinhalb Jahren vom Bundes-

finanzhof (BFH) formulierten Bedingungen der finanziellen Eingliederung einer 

Personengesellschaft in das Unternehmen des Organträgers verworfen. Damit 

könnte eine Reform der umsatzsteuerlichen Organschaft (in unionsrechtlicher 

Terminologie: Mehrwertsteuergruppe) durch den deutschen Gesetzgeber wieder 

auf die Tagesordnung zurückgekehrt sein. 

Zur Vorgeschichte 

Im Jahr 2015 hatte der EuGH in seinem Urteil in der Rechtssache „Larentia + Minerva und Marenave“ 

entschieden: Das Recht, Mehrwertsteuergruppen (in deutscher Terminologie: umsatzsteuerliche Organ-

schaften) zu bilden, dürfe nicht allein juristischen Personen im eigentlichen Sinne vorbehalten sein, die mit 

dem Organträger durch ein Unterordnungsverhältnis verbunden sind – es sei denn, dass diese Maßnah-

men zur Vermeidung von Missbräuchen sowie von Steuerhinterziehungen und -umgehungen erforderlich 

und geeignet seien.  

 

Nach dieser Entscheidung konnten Personengesellschaften nicht mehr kategorisch von einer Teilnahme an 

der Mehrwertsteuergruppe ausgeschlossen werden, sondern nur, soweit der Kampf gegen Missbrauch und 

Steuerhinterziehung das erforderlich machte. Nachdem der BFH den im Umsatzsteuergesetz (UStG) ent-

haltenen Begriff der „juristischen Person“ unionsrechtskonform ausgelegt hatte, wurde der Gesetzgeber 

bisher nicht tätig. Allerdings setzte der V. Senat des BFH einer Eingliederung von Personengesellschaften 

in das Unternehmen des Organträgers enge Grenzen. Das deutsche Personengesellschaftsrecht sieht vor, 

dass gesellschaftsvertragliche Stimmrechtsvereinbarungen, die vom gesetzlichen Regelfall abweichen, im 

Allgemeinen ohne Formzwang – also auch mündlich – getroffen und geändert werden können. Nach Mei-

nung des V. Senats ließ sich daher nicht ohne Weiteres einfach und rechtssicher bestimmen, ob im Einzel-

fall die finanzielle Eingliederung einer Personengesellschaft in eine umsatzsteuerliche Organschaft vorlag 

oder nicht: Mündliche Abmachungen könnten zu Nachweisschwierigkeiten führen und zu Missbrauch einla-

den. Eine finanzielle Eingliederung musste nach Meinung des V. Senats darum auch für den Fall der stets 

möglichen Anwendung des Einstimmigkeitsprinzips gewährleistet sein. Daher sollte eine finanzielle 

Eingliederung im Fall einer Personengesellschaft es erfordern, dass alle ihre Gesellschafter neben dem 

Organträger ihrerseits in das Unternehmen des Organträgers finanziell eingebunden waren. Damit war eine 

Organschaft bereits dann nicht mehr möglich, wenn eine Personengesellschaft außenstehende 

Minderheitsgesellschafter hatte. Der XI. Senat des BFH hatte dagegen einen anderen Auslegungsansatz 

gefunden, der nur sogenannte „kapitalistische Personengesellschaften“ wie insbesondere die GmbH & Co. 

KG als Organgesellschaften ausdrücklich zuließ – dann allerdings wohl auch solche mit außenstehenden 

Minderheitsgesellschaftern. Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) schloss sich der Auffassung des 
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V. Senats mit Schreiben vom 26. Mai 2017 bei allgemeiner Anwendung ab dem 1. Januar 2019 an. Der 

EuGH hat die Lösung des V. Senats durch sein nun veröffentlichtes Urteil für unionsrechtswidrig erklärt. 

Der Sachverhalt 

Als Komplementär der PD GmbH & Co. KG wirkte die A-GmbH, zu den Kommanditisten zählte (neben 

einigen natürlichen Personen und einer GbR) auch die Klägerin des Ausgangsverfahrens, die in der 

Rechtsform einer GmbH verfasst war. Der Gesellschaftsvertrag der PD sah ein Mehrheitsstimmrecht vor. 

Jedem Gesellschafter kam eine Stimme zu – mit Ausnahme der Klägerin, der sechs Stimmen zustanden. 

Später handelten die A-GmbH und die Klägerin durch denselben Geschäftsführer: Jedenfalls von diesem 

Zeitpunkt an war PD unstreitig wirtschaftlich und organisatorisch in das Unternehmen der Klägerin einge-

gliedert, zwischen ihnen bestanden umfangreiche Leistungsbeziehungen. PD war der Auffassung, finanziell 

in das Unternehmen der Klägerin eingegliedert zu sein, sodass sie mit der Klägerin eine umsatzsteuerliche 

Organschaft bildete. Daher meinte sie, dass nicht sie, sondern die Klägerin die Umsatzsteuer zu tragen ha-

be. Das Finanzamt teilte diese Auffassung nicht. 

Das Urteil des EuGH 

Nach Meinung des EuGH bedarf die Anforderung der Mehrwertsteuersystemrichtlinie (MwStSystRL) an die 

Bildung einer Mehrwertsteuergruppe, dass zwischen den betreffenden Personen enge Verbindungen durch 

finanzielle, wirtschaftliche und organisatorische Beziehungen bestehen müssen, einer Präzisierung auf nati-

onaler Ebene. Insofern habe diese Bestimmung bedingten Charakter. Für eine einheitliche Anwendung der 

MwStSystRL sei es gleichwohl wichtig, dass der Begriff der engen Verbindungen durch finanzielle Bezie-

hungen autonom und einheitlich ausgelegt wird. Hier habe die Klägerin des Ausgangsverfahrens ihren Will-

en bei PD durch mehrheitlich gefasste Beschlüsse durchzusetzen vermocht, sodass das Bestehen enger 

Verbindungen durch finanzielle Beziehungen vermutet werden könne. Der bloße Umstand, dass die Gesell-

schafter von PD theoretisch mittels mündlicher Vereinbarungen den Gesellschaftsvertrag so ändern konn-

ten, dass Beschlüsse künftig einstimmig zu fassen waren, reiche nicht aus, um diese Vermutung zu ent-

kräften. 

 

Dieses Ergebnis könne durch den Grundsatz der Rechtssicherheit nicht infrage gestellt werden. Eine 

Rechtsunsicherheit (nicht für die Gruppe, nur für die Finanzverwaltung) ergebe sich hier nicht aus der An-

wendung der Regelung über die Mehrwertsteuergruppe, sondern aus der Anwendung der Formerfordernis-

se, denen die Errichtung und die Änderung des Gesellschaftsvertrags von Personengesellschaften nach 

deutschem Recht unterliegen. Die Mitgliedsstaaten könnten sich jedoch nicht auf Besonderheiten ihres 

nationalen Rechts berufen, um den Voraussetzungen zur Bildung einer Mehrwertsteuergruppe nach der 

MwStSystRL eine weitere hinzuzufügen.  

 

Auch eine Rechtfertigung der Maßnahme mit der Vorbeugung gegen Steuerhinterziehungen oder -umgeh-

ungen erkannte der EuGH nicht an. Eine solche Gefahr dürfe nicht rein theoretisch sein. Obgleich es zu-

treffend sei, dass mündliche Vereinbarungen es der Finanzverwaltung erschwerten, sich enger Bindungen 

zwischen den Beteiligten zu vergewissern und so den Mehrwertsteuerschuldner zu ermitteln, gehe doch 

aus der Vorlageentscheidung nicht hervor, dass diese Schwierigkeit im vorliegenden Fall zu Steuerhinter-

ziehung oder -umgehung oder zur Entstehung einer echten Gefahr dieser Art geführt hätte. Jede Personen-

gesellschaft mit natürlichen Personen als Gesellschafter systematisch auszuschließen, sei indessen unver-

hältnismäßig.  

 

Außerdem widerspreche eine solche Praxis dem Grundsatz der steuerlichen Neutralität. Wenn sie diesel-

ben Umsätze tätigen und miteinander in Wettbewerb stünden, dürfe in Hinblick auf die Anwendung der 

Regelungen über die Mehrwertsteuergruppen nicht zwischen Personalgesellschaften differenziert werden, 

deren Gesellschafter in genannter Weise allesamt in das Unternehmen des Organträgers finanziell einge-

gliedert sind, und solchen, bei denen das nicht der Fall ist.  

Hinweise 

Mit diesem Urteil hat der EuGH die vom V. Senat des BFH entwickelte, vom BMF übernommene Regelung 

der finanziellen Eingliederung von Personengesellschaften eindeutig zurückgewiesen. Dass sämtliche Ge-
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sellschafter in das Unternehmen des Organträgers finanziell eingegliedert sein müssen, ist also keine zu-

lässige Eingliederungsvoraussetzung einer Personengesellschaft.  

 

Das Urteil des EuGH dürfte es interessierten Personen ermöglichen, entgegen der bisherigen Rechtspre-

chung und Verwaltungsmeinung eine Personengesellschaft in eine Organschaft einzufügen, an der der 

künftige Organträger direkt und indirekt (nur) die Stimmenmehrheit hält. Das dürfte jedenfalls aus Verwal-

tungssicht erfordern, dass sich die Beteiligten übereinstimmend auf das Urteil berufen.   

 

Was den umgekehrten Fall betrifft – Personengesellschaften, an denen der Organträger die Mehrheit der 

Stimmrechte kontrolliert, ohne dass der Wunsch nach Eingliederung in das Unternehmen des Organträgers 

besteht – gibt es vor allem vor Gericht keine Garantie dafür, dass eine Eingliederung unterbleiben kann. Ein 

Vertrauensschutz für frühere Jahre im Sinne einer direkten oder analogen Anwendung des § 176 UStG auf 

EuGH-Entscheidungen ist umstritten. Zwar dürfte die Finanzverwaltung jedenfalls bis zu einer Änderung 

des Abschnitts 2.8 Abs. 5a UStAE in der Praxis vermutlich nicht daran interessiert sein, in großer Zahl Fälle 

aufzugreifen, die sie sich mit der vorangegangenen Anpassung der Verwaltungsmeinung wegen möglicher 

Unsicherheiten des Sachverhalts und Schwierigkeiten der Beweisführung gerade nicht aufbürden wollte. 

Davon abgesehen hat die Finanzverwaltung in ähnlichen Fällen bei Änderung ihrer Auffassung in der Ver-

gangenheit häufig Übergangsfristen und Nichtbeanstandungsregelungen gewährt. Es bleibt zu hoffen, dass 

die mit all dem verbundene Rechtsunsicherheit schnell beseitigt wird. Die Chancen stehen recht gut: Zwar 

stammt das Vorabentscheidungsersuchen von einem erstinstanzlichen Finanzgericht, das zunächst selbst 

eine Entscheidung zu treffen hat, bevor das Verfahren im nächsten Schritt dem BFH vorgelegt werden 

könnte – freilich könnte der BFH sich schon bald in einer anderen bei ihm anhängigen Rechtssache (V R 

45/19) zur Frage der finanziellen Eingliederung von Personengesellschaften äußern. 

 

Wie eine unionsrechtskonforme finanzielle Eingliederung gestaltet werden könnte, teilt der EuGH auf Basis 

zweier Vorschläge des vorlegenden Finanzgerichts (FG) Berlin-Brandenburg selbst mit: Infrage käme, für 

den Nachweis der Eingliederungsvoraussetzungen nur einen Urkundsbeweis zuzulassen oder eine Bewilli-

gung der Bildung einer Mehrwertsteuergruppe durch die Finanzverwaltung vorzusehen: Eine solche Bewilli-

gung und der schriftliche Nachweis der Eingliederungsvoraussetzungen würden Rechtsunsicherheiten von 

vornherein verhindern und zugleich einen wirksamen Schutz vor Missbräuchen bieten. Die ausdrückliche 

Erwähnung des Bewilligungsverfahrens als verhältnismäßig dürfte die vonseiten der Finanzverwaltung mit-

unter ventilierten Zweifel an der Vereinbarkeit eines solches Verfahrens mit der Richtlinie ausräumen. 

Denkbar wäre eine Opt-in-Regelung bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen, die zumindest das mit 

nicht rechtzeitig erkannten Organschaften einhergehende Risiko beseitigen könnte. Ob solche Gestaltun-

gen die Bedenken des BFH (und BMF) tatsächlich beschwichtigen können und ob und inwieweit zumindest 

das Erfordernis urkundlichen Nachweises vielleicht sogar auf Verwaltungsebene ohne Eingriff des Gesetz-

gebers umgesetzt werden könnte, muss sich weisen. 

 

Ob und wann der Gesetzgeber tätig wird, dürfte allerdings auch vom Ausgang weiterer am EuGH anhängi-

ger Verfahren abhängen, mit denen der BFH um Auskunft nachsucht, ob das deutsche Modell der umsatz-

steuerlichen Organschaft zulässig ist. Dieses Modell sieht vor, dass die Organschaft mit dem Unternehmen 

des Organträgers identisch ist. Es ist aber nicht ausgeschlossen, dass dem Organkreis eine eigene um-

satzsteuerrechtliche Rechtspersönlichkeit zukommen muss, die weder mit dem Organträger noch mit den 

Organgesellschaften identisch ist. Sollte der EuGH im letzteren Sinne entscheiden, wäre auch die Frage 

nach der Über-/Unterordnung als Voraussetzung für eine umsatzsteuerliche Organschaft wieder offen. 

Dann würde eine gesetzliche Neuregelung wohl vollends unumgänglich. Eine solche Reform der umsatz-

steuerlichen Organschaft böte zugleich aber die Chance, die Eingliederungsvoraussetzungen, deren Gren-

zen in den letzten Jahren durch den BFH immer wieder (und gewöhnlich mit einschränkendem Effekt) neu 

gezogen wurden, für Unternehmer etwas beherrschbarer zu gestalten. 

Fundstellen 

EuGH C-868/19, Urteil vom 15. April 2021; FG Berlin-Brandenburg, Vorlagebeschluss 5 K 5044/19 vom 21. 

November 2019 

EuGH C-108/14, C-109/14 „Larentia + Minerva und Marenave“, Urteil vom 16. Juli 2015; BFH V R 25/13, 

Urteil vom 2. Dezember 2015; XI R 17/11, Urteil vom 1. Juni 2016; BMF-Schreiben vom 26. Mai 2017 
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https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62019CJ0868&qid=1620029361980&from=DE
https://gesetze.berlin.de/perma?d=STRE202070010
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62014CJ0108&qid=1620029517078&from=DE
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201610011/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201610155/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2017-05-26-UStl-Organschaft-Vorsteuerabzug-Halten-Verwalten-gesellschaftsrechtliche-Beteiligungen.html
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010062/
https://curia.europa.eu/juris/document/document_print.jsf?docid=228161&text=&dir=&doclang=DE&part=1&occ=first&mode=lst&pageIndex=0&cid=8078780
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010108/
https://curia.europa.eu/juris/document/document_print.jsf?docid=230687&text=&dir=&doclang=DE&part=1&occ=first&mode=lst&pageIndex=0&cid=8079053
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